
Hunger 

Bi nolog u ilitär 
Perspektiven des Biowaffen-Verbots 

Alle wichtigen technologischen Errungenschaften - Metallurgie, Sprengstoffe, 
Verbrennungsmotor, Flugtechnik, Elektronik, Nuklearenergie - sind nicht 
nur zu friedlichen, sondern auch zu kriegerischen Zwecken ausgenutzt wor­
den (Meselson 2000: 16). Metallene Speerspitzen, Schwerter, Maschinenge­
wehre, Bomben, Panzer, Langstreckenbomber und Atomwaffen sind einige 
der negativen Folgen dieser technologischen Erfindungen. Die Biotechnolo­
gie stellt in diesem Bild dagegen eine Ausnahme dar. Am Anfang der l 970er 
Jahre wurde die moderne Biotechnologie mit der ersten gezielten Rekombi­
nation von DNA-Molekülen geboren. Zum gleichen Zeitpunkt einigten sich 
Staaten auf ein umfassendes Verbot biologischer Waffen (BW). Biologische 
Methoden der Kriegführung, d.h. die Nutzung von Krankheitserregern oder 
anderen Mikroben als Mittel der Gewalt, wurden damit rechtlich bindend 
aus den Arsenalen von Staaten verbannt, noch ehe die zugehörige Technolo­
gie sich voll entwickelt hatte. 
Das umfassende Verbot von BW ist allerdings zunehmend Angriffen ausge­
setzt. Nicht alle Staaten haben sich an das BW-Verbot gehalten und das ex­
ponentiell wachsende biotechnologische Wissen hat vollkommen neue Mög­
lichkeiten der BW-Entwicklung eröffnet. BW können zudem in die Hände 
von nichtstaatlichen Akteuren gelangen, wie die Milzbrandbriefe demonstrie­
ren, die im letzten Herbst in den USA fünf Menschenleben gefordert haben. 
In dieser Situation ist es von hoher Dringlichkeit, das BW-Verbot nicht nur 
vor dem Verfall zu schützen sondern es so zu stärken, dass es Angriffen auch 
in Zukunft sicher widerstehen kann. 
In diesem Artikel soll zunächst das bestehende BW-Kontroll-Regime be­
schrieben und untersucht werden, wie erfolgreich dieses Regime funktioniert 
hat. Dann sind die Gründe für die Schwächung des BW-Kontroll-Regimes 
und des umfassenden BW-Verbots in den vergangenen Jahren zu benennen. 
Weiterhin werde ich die Anstrengungen zur Verbesserung des BW-Kontroll­
Regimes beschreiben und die derzeitigen Chancen für Maßnahmen umrei­
ßen, mit denen die Biotechnologien davor zu bewahren wären, ähnlich wie 
andere Technologien für kriegerische Zwecke ausgenutzt zu werden. 
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1. Was sind biologische Waffen? 

BW sind biologische Agenzien (z.B. Bakterien oder Viren) die zu nichtfriedli­
chen Zwecken eingesetzt werden. Sie können gegen Menschen mit dem Ziel 
der Massenvernichtung gerichtet sein, und stellen dann Massenvernichtungs­
waffen dar. Sie können gegen Tiere, Pflanzen und Materialien eingesetzt wer­
den, und sind dann Mittel der ökonomischen Kriegführung. Sie können ge­
gen Menschen mit der Absicht verwendet werden, diese zu schädigen, jedoch 
nicht zu töten, und fallen dann in die Kategorie der nichttödlichen Waffen. 
Toxinwaffen sind ursprünglich in der Natur vorkommende Gifte, die zu 
nichtfriedlichen Zwecken eingesetzt werden, und stellen dem Wirkmechanis­
mus nach Chemiewaffen dar, werden ihrer natürlichen Herkunft wegen aber 
oft gemeinsam mit BW behandelt. 
Biologische Kriegführung ist nicht erst bekannt, seit Medizin und Biologie 
die Ursachen von Krankheiten erklären können. Im Mittelalter wurden Lei­
chen und Tierkadaver in belagerte Städte katapultiert. Im 18. Jahrhundert 
verschenkten britische Truppen in Nordamerika verseuchte Decken an geg­
nerische indianische Truppen mit der Absicht, einen Pockenausbruch unter 
den indianischen Truppen auszulösen. Biologische Kriegführung im eigentli­
chen Sinn scheint aber verhältnismäßig selten gewesen zu sein, u.a. deswegen, 
weil die Mechanismen der Krankheitsübertragung bis zum Ende des 19. 
Jahrhunderts nahezu unbekannt waren (Wheelis 1999). 

2. Das existierende BW-Kontroll-Regime 

Gift wurde seit Jahrhunderten als unehrenhafte Waffe verdammt, wobei man 
keinen Unterschied darin machte, ob Gifte chemischen oder biologischen 
Ursprungs waren. Internationale Vereinbarungen, die den Einsatz von Giften 
als Waffe einschränken, wurden bereits vor dem Ersten Weltkrieg geschlos­
sen, dennoch kam es im Ersten Weltkrieg zum Einsatz von Giftgas. Die Er­
fahrung dieses Einsatzes chemischer Waffen brachte die internationale Ge­
meinschaft dazu, kurze Zeit später chemische und auch - da die Mechanis­
men der Krankheitsübertragung durch Bakterien klarer zu werden begannen -
bakteriologische Methoden der Kriegführung zu verbieten. Dieses Verbot ist 
im Genfer Protokoll von 1925 niedergeschrieben. Es untersagt den Einsatz 
von BW im Krieg gegenüber anderen Mitgliedsstaaten und stellt daher im 
Grunde einen Vertrag dar, der den Ersteinsatz von BW verbietet. 
Es dauerte ein weiteres halbes Jahrhundert, bis die internationale Staatenge­
meinschaft sich darauf einigte, BW vollständig zu verbieten. Dieses Verbot ist 
im Biowaffenübereinkommen von 1972, das 1975 in Kraft trat, niedergelegt. 
Bei seinem Abschluss war das BWÜ ein bahnbrechender Vertrag - der erste, 
der eine gesamte Waffengattung verbot. Zur Zeit sind 144 Staaten Mitglied 
des BWÜ, und es bildet das Herzstück des internationalen BW-Kontroll-
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Regimes (Fünfte Überprüfungskonferenz 2001). 
Regime sind „kooperative Institutionen, die durch informelle und formelle, 
rechtliche und nichtrechtliche Strukturen - Prinzipien, Normen, Regeln und 
Prozeduren - gekennzeichnet werden und Konflikte zwischen konkurrieren­
den Nationalstaaten (gelegentlich unter Einbeziehung anderer Akteure) bear­
beiten" (Müller 1993: 26). Im Fall des BW-Kontroll-Regimes lautet das 
zugrundeliegende Prinzip, dass die Nutzung von biologischen Agenzien als 
Mittel der Kriegführung nicht akzeptabel ist. Dieses Prinzip drückt sich in 
zwei Normen aus: erstens in der Norm, BW nicht einzusetzen (die Nicht­
Einsatz-Norm), und zweitens in der Norm, BW nicht in seinem Besitz zu 
haben (die Nicht-Besitz-Norm). 
Beide Normen sowie die dazugehörigen Regeln und Prozeduren sind v.a. im 
BWÜ niedergelegt. Das BWÜ verbietet in seinem Artikel I die Entwicklung, 
Produktion, Lagerung, Beschaffung und Zurückbehaltung von BW und To­
xinwaffen. BW und Toxinwaffen werden in Artikel I des BWÜ als mikrobielle 
oder andere biologische Agenzien und als Toxine definiert, unabhängig von 
ihrer Herkunft oder der Art ihrer Produktion, in Mengen und Arten, die der 
Nutzung für prophylaktische, schützende oder andere friedliche Zwecke zu­
widerlaufen. Zusätzlich fallen unter das Verbot alle Waffen, Ausrüstungen 
oder Verbreitungsmittel, die dazu bestimmt sind, Agenzien oder Toxine zu 
feindseligen Zwecken oder in bewaffneten Konflikten einzusetzen. Diese De­
finition von BW und T oxinwaffen mit Hilfe des sogenannten general purpo­
se criterion ist der Dreh- und Angelpunkt des BWÜ. Nicht die Existenz von 
bestimmten Mengen oder Arten von biologischen Agenzien wird verboten -
das ist gar nicht möglich, da diese natürlicher Bestandteil unserer Umwelt 
sind - sondern die feindselige Nutzung oder die Absicht der feindseligen 
Nutzung dieser Agenzien. Im Einklang mit dieser Definition ist es erlaubt, 
tonnenweise Krankheitserreger herzustellen, wenn diese für friedliche Zwecke 
bestimmt sind, z.B. für die Produktion von Impfstoffen. Andererseits ist die 
Produktion eines einzigen Milligramms eines Krankheitserregers verboten, 
wenn er mit der Absicht produziert wird, damit jemandem zu schaden. 
Neben diesem grundlegenden Artikel I enthält das dreiseitige BWÜ weitere 
14 Artikel, die Mitgliedsstaaten unter anderem dazu verpflichten, vorhandene 
BW oder T oxinwaffen innerhalb von neun Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrages zu vernichten (Artikel II), keine der verbotenen Agenzien, Toxine, 
Waffen, Ausrüstungen oder Verbreitungsmittel an andere Staaten weiter­
zugeben (Artikel III), Gesetze zu verabschieden, die die Verbote des BWÜ 
national umsetzen (Artikel IV), und das BWÜ so zu implementieren, dass die 
friedliche ökonomische und technologische Entwicklung von Staaten nicht 
behindert wird (Artikel X). Das BWÜ wird alle fünf Jahre einer Überprüfung 
durch die Mitgliedsstaaten unterzogen, bei der seine Implementierung und 
Effektivität sowie der Einfluss wissenschaftlicher und technologischer Ent-
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wicklungen auf das BWÜ diskutiert, und, wenn nötig, Durchführungsmodali­
täten beschlossen werden. 
Das BWÜ hat allerdings eine entscheidende Schwachstelle: Es enthält nur 
sehr rudimentäre Bestimmungen zur Kontrolle der Vertragstreue von Mit­
gliedsstaaten. Diese sind lediglich aufgefordert, konventionsrelevante Proble­
me kooperativ zu lösen (Artikel V), während im Falle des Verdachtes aufVer­
tragsverletzung Mitgliedsstaaten eine Beschwerde beim Sicherheitsrat der Ver­
einten Nationen einlegen können (Artikel VI). Das macht das BWÜ heute zu 
einem „altmodischen" Vertrag, stellt es doch den einzigen internationalen 
Vertrag zur Kontrolle von Massenvernichtungswaffen dar, der kein System 
zur Kontrolle der Vertragstreue - ein Verifikationssystem - festschreibt. 

3. Die Effektivität des BW-Kontroll-Regimes 

Das dem BW-Kontroll-Regime zugrunde liegende Prinzip ist im letzten Jahr­
hundert nicht in Frage gestellt worden. Es hat keinen Staat gegeben, der of­
fen argumentiert hätte, BW sei ein akzeptables Mittel der Kriegführung. 
Auch die Nicht-Einsatz-Norm ist extrem selten verletzt worden. Anders aber 
sieht es mit der Nicht-Besitz-Norm aus, gegen die mehrfach verstoßen wor­
den ist. Im folgenden gehe ich auf Fälle des BW-Einsatzes und auf Vorwürfe 
des BW-Einsatzes nach 1928 ein, weil die Nicht-Einsatz-Norm durch das In­
krafttreten des Genfer Protokolls seitdem rechtlich bindend war. Weiterhin 
untersuche ich Fälle der Verletzung der Nicht-Besitz-Norm und entsprechen­
de Vorwürfe nach 1975, weil die Nicht-Besitz-Norm durch das Inkrafttreten 
des BW'Ü seither rechtlich bindend war. 

3. 1 Verletzung der Nicht-Einsatz-Norm 
und Vorwürfe solcher Verletzungen 

Das japanische Militär hat zwischen 1932 und 1945 BW-Forschung und -
Entwicklung betrieben, womit auch umfangreiche Experimente an Menschen 
verbunden waren. Die japanische Armee führte außerdem Versuchsangriffe 
mit BW gegen sowjetische Truppen und gegen chinesische Städte durch. Die 
Zahl der Opfer dieser Aktivitäten ist umstritten und reicht von wenigen Tau­
send bis zu mehreren Zehntausend.1 

In den Jahren 1951 und 1952 beschuldigten Nordkorea, China und die So­
wjetunion die USA, in Korea und China BW eingesetzt zu haben. Die USA 
wiesen diese Vorwürfe zurück Die Anschuldigungen wurden sodann zwar 
ausführlich in den Vereinten Nationen diskutiert, aber es fand keine unab­
hängige Untersuchung der Vorwürfe statt. Vor kurzem sind sowjetische Do-

Es gibt mehrere Publikationen, die das japanische BW-Programm in den Jahren 1932 bis 
1945 beschreiben: Harris (1995, 1999), Williams/Wallace (1989), Tsuneishi (1998). 
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kumente entdeckt worden, die darauf hindeuten, dass die Vorwürfe in den 
1950er Jahren aus politischen Gründen erhoben worden, inhaltlich jedoch 
gegenstandslos waren (Leitenberg 1998). 
1981 warfen die USA der Sowjetunion vor, in Südostasien Toxine einzuset­
zen. Diese Vorwürfe wurden 1986 während der 2. Überprüfungskonferenz des 
BWÜ wiederholt. Die Sowjetunion verwahrte sich gegen diese Anschuldigun­
gen. Später wurde nachgewiesen, dass der sogenannte „gelbe Regen" aller 
Wahrscheinlichkeit nach Bienenkot war. 
Schließlich hat die kubanische Regierung die USA mehrfach beschuldigt, BW 
gegen Kuba eingesetzt zu haben. Diese Vorwürfe werden von den USA eben­
falls regelmäßig zurückgewiesen. Nur eine dieser Anschuldigungen ist in ei­
nem internationalen Forum diskutiert worden. So wurde im August 1997 auf 
Antrag Kubas ein formelles Konsultationstreffen aller Mitgliedsstaaten des 
BWÜ einberufen. Dort vertrat Kuba die Ansicht, dass das Auftreten von 
Thrips palmi - einem Insekt, das eine große Anzahl von Nutzpflanzen befällt 
und schädigt - durch den Abwurf einer unbekannten Substanz aus einem 
amerikanischen Flugzeug ausgelöst wurde. Die USA bestätigten den Überflug 
des Flugzeugs, lehnten aber jeden Zusammenhang zwischen dem Überflug 
und dem Ausbruch von Thrips palmi kategorisch ab. Der Endbericht des 
Konsultationstreffens hielt fest, dass eine eindeutige Aussage zu den kubani­
schen Beschuldigungen auf Grund der technischen Komplexität der Vorgän­
ge und der verstrichenen Zeit nicht möglich sei (Zilinskas 1999). Der Bericht 
war so allgemein gefasst, dass beide Seiten ihn entsprechend ihrer eigenen 
Ansichten interpretieren konnten. Allerdings hat sich Kuba im Anschluss an 
den Bericht nicht mehr um eine weitergehende Klarstellung bemüht. 
Die Liste der Anschuldigungen ist damit noch nicht zu Ende.2 Zwischen 
1964 und 1987 hat die Sowjetunion mehrfach den USA vorgeworfen, BW 
eingesetzt zu haben. Die Anschuldigungen wurde nie international diskutiert 
und gelten allgemein als Propaganda. Es gab auch Behauptungen, dass Irak 
im Krieg gegen Iran in den I 980er Jahren BW eingesetzt habe. Beschreibun­
gen der Ereignisse lassen vermuten, dass zwar chemische Waffen, nicht aber 
BW zum Einsatz kamen (Adam 1998). In einer jüngeren Publikation werden 
ein Tularämie-Ausbruch 1942 und ein QFieber-Ausbruch 1943 unter deut­
schen Truppen sowie mehrere ungeklärte Krankheitsausbrüche unter Guerilla­
Gruppen zwischen 1982 und 1984 in Afghanistan als Ergebnis von BW­
Einsätzen beschrieben (Alibek/Handelman 1999: 30, 36, 268).3 

Neben den bisher betrachteten staatlichen Akteuren können - wie in Fällen 
von Bioterrorismus - auch nicht-staatliche Akteure relevant sein. Internatio­
nale Regime kontrollieren nicht-staatliche Akteure allerdings nur indirekt. So 

2 Eine umfassende Liste dieser Anschuldigungen findet sich in Leitenberg (1997). 
3 Geißler bezweifelt die Tularämie-Anschuldigungen in Geißler (1998: 891). 
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verpflichtet das BWÜ die Staaten, Gesetze zu verabschieden, die die Normen 
auf nationaler Ebene umsetzen. Dies kann z.B. dadurch geschehen, dass der 
Besitz und Einsatz von BW strafbar gemacht wird. Die Normen, die durch 
internationale Regime festgelegt und für Staaten rechtlich bindend sind, 
können aber nicht nur durch Staaten, sondern auch durch nichtstaatliche 
Akteure unterminiert werden. 
Studien der Nutzung von BW durch nichtstaatliche Akteure zeigen, dass Bio­
terrorismus oder Attentate mit BW eher seltene Ereignisse sind.4 1978 ermor­
dete der bulgarische Geheimdienst den Dissidenten Markov mit einer rizin­
gefüllten Regenschirmspitze (Geissler 1994: 719). 1984 verseuchten Mitglieder 
des Rajneesh-Kultes die Salattheken von Restaurants mit Salmonella-Erregern. 
Die daraus resultierenden Erkrankungen sollten Bürger davon abhalten, an 
den anstehenden Wahlen teilzunehmen und so den Ausgang der lokalen 
Wahlen beeinflussen. 
Seit Anfang Oktober 2001 werden in den USA Milzbranderkrankungen un­
tersucht, die auf terroristische Anschläge zurückgeführt werden. Es wurden 
18 Fälle von Milzbrand identifiziert, wobei elf der betroffenen Personen sich 
durch das Einatmen der Erreger infiziert hatten. Diese Form der Infektion 
führt zu Lungenmilzbrand, einer schweren Krankheit, die unbehandelt in den 
meisten Fällen tödlich endet. Nur die unverzügliche Einnahme von Antibio­
tika vor dem Auftreten eindeutiger Krankheitsanzeichen kann den Tod ver­
hindern. Letztlich sind fünf Personen, die an Lungenmilzbrand erkrankt wa­
ren, gestorben. Demgegenüber hatten sich sieben der 18 von Milzbrand be­
troffenen Personen durch Hautkontakt infiziert. Dieser Infektionsweg führt 
zum Hautmilzbrand, einer normalerweise einfach zu behandelnden und nur 
selten tödlichen Erkrankung.5 

Obwohl die zeitliche Korrelation dazu geführt hat, dass die Urheber der 
Milzbrandbriefe in der Nähe der Urheber der Terroranschläge vom 11. Sep­
tember 2001 gesucht wurden, deuten viele Details darauf hin, dass ein ameri­
kanischer Wissenschaftler die gefährlichen Briefe verschickt hat. Nach einer 
Studie von Barbara Rosenberg von der Federation of American Scientists 
wurde in allen Briefen der gleiche Milzbrandstamm verwendet. Dieser Stamm 
wird heute in den USA benutzt um B-Schutzausrüstungen zu testen. Weiter­
hin lassen die Milzbrandbeimengungen, insbesondere das Trocknungsmittel, 
erkennen, dass die Produzenten der verwendeten Milzbranderreger einen 
Prozess benutzten, der dem geheimen amerikanischen Produktionsprozess 
ähnelt. Der Irak etwa, von dem bekannt ist, dass er im Rahmen seines Bio-

4 Beispiele für terroristische Anschläge mit BW-Agenzien findet man in Carus (! 998), Purver 
(1995) und Tucker (! 999). 

5 Aktuelle Informationen finden sich bei ProMed-Mail unter www.promedmail.org und im 
CDC Morbidity and Mortality Weekly Report unter www.cdc.gov/mmwr/indexbt.html 
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waffenprogramms Milzbrand hergestellt hat, benutzte ein anderes Trock­
nungsmittel. Aus den vorhandenen Informationen lässt sich schließen, dass 
die Produktionsrezeptur für die verwendeten Milzbranderreger mit hoher 
Wahrscheinlichkeit aus einem Labor in den USA kommt, oder dass ein La­
bor in den USA sogar selbst die Milzbrandquelle darstellt. 6 

3.2 Verletzungen der Nicht-Besitz-Norm 
und Vorwürfe solcher Verletzungen 

Während und nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelten und produzierten 
einige große Staaten - Frankreich, Großbritannien, Kanada, Sowjetunion und 
die USA - BW. Ende der 1960er Jahre wurden die meisten dieser Programme 
allerdings eingestellt. 197 5 trat das BWÜ in Kraft und damit wurde die 
Nicht-Besitz-Norm rechtlich bindend. Gleichwohl hat es seit 1975 einige gra­
vierende Verletzungen der Nicht-Besitz-Norm gegeben. 
Russland hat von der Sowjetunion ein offensives BW-Programm geerbt, das 
mindestens bis zum März 1992 weitergeführt wurde. Vermutungen, dass trotz 
der BWÜ-Mitgliedschaft der Sowjetunion ein solches Programm existiert, gab 
es spätestens seit einem ungewöhnlichen Ausbruch von Milzbrand 1979 in 
der Stadt Sverdlovsk, der nicht zufriedenstellend erklärt werden konnte. Im 
Jahr 1989 erreichte ein russischer Überläufer Großbritannien und berichtete 
detailliert über das sowjetische BW-Programm. Mittlerweile ist bekannt, dass 
die Sowjetunion riesige Produktionskapazitäten für mehrere verschiedene 
BW-Agenzien aufgebaut hatte. Die Informationen über das ehemalige sowje­
tische BW-Programm und den heutigen Status der darin involvierten Einrich­
tungen sind jedoch weiterhin lückenhaft.7 

UNSCOM, die Sonderkommission der Vereinten Nationen für Irak, hat 
während ihrer Aktivitäten entdeckt, dass Irak ein offensives BW-Programm 
hatte. Im Juli 1995 gab die irakische Regierung erstmals zu, dass BW­
Aktivitäten durchgeführt worden waren, behauptete aber, dass man keine 
BW-Agenzien munitioniert habe. Wie im Fall des sowjetischen Programms 
war es auch in Irak ein Überläufer, der UNSCOM über das wirkliche Aus­
maß der BW-Aktivitäten berichtete. UNSCOM konnte diese Informationen 
später bestätigen und fand heraus, dass man Raketen und Bomben mit BW­
Agenzien beladen sowie an anderen Ausbreitungsmitteln gearbeitet hatte.8 

In Südafrika haben die Recherchen der Truth and Reconciliation Commissi-

6 Aktuelle Informationen finden sich auf der website der Federation of American Scientists 
unter www.fas.org/bwc/news/anthraxreport.htm 

7 Informationen finden sich z.B. in Alibek/Handelman (1999), Leitenberg (1996), Smithson (1999). 
8 Der Status der UNSCOM-Aktivitäten in Irak in Bezug auf Iraks BW-Programm ist ausführ­

lich beschrieben in UNSCOM's Bericht vom 29. Januar 1999, abrufbar unter 
www.un.org/Depts/unscom/unscmdoc.htm Dieser Bericht enthält auch detaillierte Informa­
tionen zu den irakischen BW-Aktivitäten. 
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on (1999: 509-523) ergeben, dass das Land in den l 980er und in den frühen 
l 990er Jahren ein BW-Programm durchgeführt hat, das die Entwicklung von 
Attentatswaffen zum Ziel hatte. Es gab außerdem Hinweise darauf, dass das 
südafrikanische Militär während dieser Zeit BW-Agenzien eingesetzt hat. 9 

Neben diesen eindeutig belegten Verstößen gegen die Nicht-Besitz-Norm gibt 
es eine Reihe von Anschuldigungen aus verschiedenen Qpellen, dass bestimmte 
Staaten an BW arbeiten. Am häufigsten genannt werden dabei Ägypten, Chi­
na, Iran, Israel, Libyen, Nordkorea und Syrien, wobei einige dieser Staaten 
(China, Iran, Libyen, Nordkorea) Mitgliedsstaaten des BWÜ sind (Leitenberg 
1996, Chevrier 1999). Zu Beginn der 5. Überprüfungskonferenz, am 19. No­
vember 2001, beschuldigten die USA offiziell die BWÜ-Mitgliedsstaaten Irak, 
Iran, Libyen und Nordkorea, den BWÜ-Signatarstaat Syrien sowie den Sudan, 
BW zu entwickeln oder zu produzieren (Bolton 2001). 

4. Warum BW als neue Gefahr wahrgenommen werden 

Wie im vorherigen Abschnitt dargestellt wurde, hat das BW-Kontroll-Regime 
die Existenz von BW nicht vollständig verhindert. Einige Staaten haben die 
beiden Normen des BW-Kontroll-Regimes verletzt. Bei anderen besteht der 
Verdacht, dass sie sich nicht normgerecht verhalten. Gravierende N ormver­
letzungen sind aber bisher die Ausnahme gewesen. Dass diese Ausnahmen als 
so bedrohlich wahrgenommen werden, liegt u.a. daran, dass - selbst wenn es 
relativ wenige sind - nicht nur die Staaten, die BW entwickeln, eine Bedro­
hungsquelle darstellen, sondern dass staatliche BW-Programme auch die 
Quelle für BW in Terroristenhand werden können. 
Neben der seit längerem lückenhaften Einhaltung des BW-Verbotes, gibt es 
drei jüngere Entwicklungen, die die Entwicklung von BW befördern werden, 
wenn nicht Gegenmaßnahmen ergriffen werden. 
Erstens werden andere Arten von Massenvernichtungswaffen zunehmend bes­
ser international kontrolliert. Neben den Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag, 
der mit Ausnahme von fünf „offiziellen" Nuklearwaffenstaaten allen Staaten 

9 Während der Anhörungen der Truth and Reconciliation Commission wurde bekannt, dass 
Südafrika Cholera und Milzbrand eingesetzt hat (BBC 1998). Die South African Press Asso­
ciation berichtet über die Anhörungen, und die Truth and Reconciliation Commission gibt 
regelmäßig Presseerklärungen heraus; diese sind abrufbar unter www.truth.org.za/media/ 
index.htm. Weitere Details des südafrikanischen BW-Programms werden möglicherweise 
während der weiteren Anhörungen und während des Prozesses gegen Wouter Basson be­
kannt. Basson war der Leiter des südafrikanischen BW-Programms. Regelmäßige Berichte 
über den Basson-Prozess findet man unter http://ccrweb.ccr,uct.ac.za/cbw/cbw_index.html. 
Die südafrikanische Regierung hat am 15. Juni 1998 eine Erklärung abgegeben, in der es 
heißt, dass das Chemie- und Biowaffen-Programm der südafrikanischen Apartheidregierung 
beendet wurde, und dass die Materialien, die für offensive Zwecke bestimmt waren und sich 
in Regierungshand befanden, zerstört worden sind (South African Government Communi­
cations and Information System 1998). 
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den Besitz von Nuklearwaffen verbietet, ist 1996 der Atomteststoppvertrag 
getreten. Der Atomteststoppvertrag ist zwar noch nicht in Kraft, die interna­
tionale Behörde in Wien, die in Zukunft die Umsetzung des Vertrages kon­
trollieren wird, ist aber im Aufbau. Die zivile Nutzung spaltbarer Materialien 
wird in den Nichtnuklearwaffenstaaten durch die Internationale Atomener­
giebehörde in Wien kontrolliert. Chemische Waffen sind seit 1997 verboten, 
als das Chemiewaffenübereinkommen in Kraft trat. Existierende Chemie­
waffenbestände werden im Moment unter internationaler Kontrolle abgerü­
stet, und die Einhaltung des Chemiewaffenverbots wird durch die internatio­
nale Organisation für das Verbot chemischer Waffen in Den Haag kontrol­
liert. Die Verträge zur Rüstungskontrolle und Abrüstung von Massenvernich­
tungswaffen sind mit detaillierten Kontrollmechanismen ausgestattet. Für das 
BWÜ existiert ein solcher Kontrollmechanismus bisher nicht. Staaten, die ein 
Interesse daran haben, Massenvernichtungswaffen zu besitzen, werden sich 
auf Grund dieser Situation möglicherweise verstärkt BW zuwenden, da in 
diesem Bereich die Gefahr, entdeckt zu werden, geringer scheint. 
Zweitens arbeiten die USA an Projekten, die langfristig dazu beitragen könn­
ten, das absolute BW-Verbot zu unterhöhlen. Nach Ansicht von Experten 
bewegen sich z.B. einige der B-Schutzprogramme der USA, auch wenn sie 
mit dem ausdrücklichen Ziel des B-Schutzes betrieben werden, am Rande der 
Legalität. Im Rahmen des Projektes Clear Vision hat das CIA von 1997 bis 
2000 eine Bio-Bombe sowjetischen Designs nachgebaut und getestet. Im 
Rahmen des Bacchus-Projektes des US-Verteidigungsministeriums wurde zu­
dem eine Fabrik gebaut, in der BW-Agenzien hergestellt werden können, wo­
bei demonstriert werden sollte, ob und wie eine solche Einrichtung mit 
kommerziell erhältlichen Komponenten errichtet werden kann. Ein weiteres 
Projekt des US-Verteidigungsministeriums hat die Entwicklung eines neuen 
Milzbrandstammes zum Ziel. Dieses Projekt wurde vorerst gestoppt, da eine 
weitere rechtliche Prüfung notwendig wurde (Trust & Verify 2001: 9). 
Weiterhin arbeiten die USA an biologischen Agenzien, die Drogenpflanzen 
befallen und vernichten, in der Lage sind, Asphalt, Benzin oder Gummi zu 
zerstören oder Menschen befallen und in ihrer Gesundheit beeinträchtigen, 
ohne sie allerdings zu töten. Solche Arbeiten sind nicht notwendigerweise 
verboten. Nach Artikel I des BWÜ ist der Einsatz biologischer Agenzien 
dann, und nur dann, verboten, wenn der Zweck ein nicht-friedlicher ist. Das 
umfassende BWÜ-Verbot aller biologischen Agenzien für nicht-friedliche 
Zwecke wird jedoch automatisch in Frage gestellt, wenn man über benzin­
fressende Bakterien auch für den Einsatz während militärischer Konflikte 
oder über die Nutzung mohnpflanzenzerstörender Pilze in einem Land, das 
seine Ablehnung bereits kundgetan hat, nachdenkt. 10 

10 Informationen zu diesen US-amerikanischen Programmen finden sich auf der website des 
sunshine-Projektes, www.sunshine-project.org 
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Der dritte und wichtigste Grund ist jedoch in der rasenden Entwicklung der 
Biotechnologien selbst zu sehen. Die Biotechnologie-Revolution, die zu Be­
ginn der 1970er Jahre mit der ersten gezielten Rekombination von DNA­
Molekülen begann, hat unser Verständnis der Lebensprozesse bereits grund­
legend verändert und wird dies auch in den kommenden Jahrzehnten tun. 
Sie eröffnet unzählige neue Möglichkeiten der Krankheitsbekämpfung, der 
Nahrungsmittelproduktion und des Umweltmanagements. Sie bringt aber 
auch immense Möglichkeiten des Missbrauchs mit sich (Nixdorff 2001, 
Whitby/Millett/Dando 2001). Einige davon seien hier genannt: 
- Gentechnik erlaubt die gezielte Veränderung von biologischen Organis­
men. Zum Beispiel können Antibiotikaresistenzen in normalerweise antibio­
tika-sensible Krankheitserreger eingefügt werden. Erreger können in ihrer An­
tigen-Struktur so verändert werden, dass Impfstoffe und Diagnostika wir­
kungslos werden. Die Erhöhung der Widerstandsfähigkeit und Stabilität von 
Krankheitserregern, das Ermöglichen der Massenproduktion von Toxinen, 
und das Hervorrufen von pathogenen Eigenschaften in normalerweise harm­
losen Erregern sind weitere Beispiele. 
- Das ständig wachsende Verständnis der Pathogenitäts-Mechanismen von 
Erregern erlaubt die Entwicklung immer besserer Therapeutika, kann aber 
auch dazu missbraucht werden, BW-Agenzien gefährlicher zu machen. 
- Das ständig wachsende Verständnis des Immunsystems kann dazu miss­
braucht werden, Substanzen zu entwickeln, die nicht selbst krankmachen, die 
aber das Immunsystem lahmlegen und damit Menschen oder Tiere für an­
sonsten harmlose Erreger anfällig machen. 
- Impfstoffe und Antidots werden die Gefahr, die von klassischen Krank­
heitserregern ausgeht, verringern. Das hört sich positiv an, könnte jedoch zu 
einem Wettrüsten führen, in dem neue Impfstoffe zur Entwicklung neuer Er­
reger führen, die diesen Impfstoffen widerstehen. 

5. Bemühungen um Stärkung des BW-Kontroll-Regimes 

Obwohl das BWÜ seit mehr als 25 Jahren existiert, hat die internationale 
Gemeinschaft erst in jüngerer Zeit begonnen, sich intensiv damit zu beschäf.. 
tigen, wie man diesen internationalen Vertrag stärken und verbessern kann, 
insbesondere wie man dem Fehlen eines Verifikationssystems abhelfen kann. 
Die Gründe dafür liegen, wie zuvor ausgeführt, vor allem in der explosionsar­
tigen Entwicklung der Biotechnologien und in den sich verstärkenden Indizi­
en, dass nicht alle Akteure sich an das BW-Verbot halten. Während der Zwei­
ten Überprüfungskonferenz 1986 machten die BWÜ-Mitgliedsstaaten den er­
sten Schritt in Richtung eines stärkeren Kontrollmechanismus. Dieser erste 
Schritt setzte eine Entwicklung hin zu einem robusteren BWÜ in Gang, die 
sich bis zum heutigen Tag zunehmend intensivierte, jedoch noch nicht ihren 
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Abschluss gefunden hat. 11 Diese Entwicklung ist m der folgenden Graphik 
dargestellt. 

Bild 1: Zunehmende internationale Anstrengungen zur Stärkung des BWÜ 
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Jahr 

1972 Verabschiedung des BWÜ 1991 Dritte Überprüfungskonferenz 
1975 In-Kraft-Treten des BWÜ 1992 - 1993 VEREX Gruppe 

1980 Erste Überprüfungskonferenz 1994 Spezialkonferenz 
1986 Zweite Überprüfungskonferenz 1995 - heute Ad Hoc Gruppe 
1987 Ad Hoc Treffen wissenschaftli- 1996 Vierte Überprüfungskonferenz 

eher und technischer Experten 2001 Fünfte Überprüfungskonferenz 

Während der Zweiten Überprüfungskonferenz 1986 verabschiedeten die Mit­
gliedsstaaten vertrauensbildende Maßnahmen (VBMs), die einen regelmäßi­
gen, freiwilligen Austausch von relevanten Informationen vorsahen. Dieser 
jährliche Informationsaustausch war ein erster kleiner Schritt hin zu kontinu­
ierlicher Kooperation zwischen Staaten. Die VBMs wurden während der Drit­
ten Überprüfungskonferenz 1991 erweitert und verbessert. Im Rahmen der 
VBMs sind Staaten aufgefordert, Informationen unter anderem über ihre na­
tionalen B-Schutz- und -Verteidigungsprogramme, über biologische Hochsi­
cherheitslabors und über die Produktion von Impfstoffen für Menschen zu 

11 Für eine Zusammenfassung der historischen Entwicklung des BWÜ siehe Sims (2000). 
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deklarieren. 12 Als diese Maßnahmen in der Mitte der achtziger Jahre verab­
schiedet wurden, hofften Mitgliedsstaaten, dass sie die Effektivität des BWÜ 
ebenso wie Offenheit und Transparenz erhöhen würden, und dass sie den 
Weg für weitere Schritte hin zu einem Verifikationssystem ebnen könnten. 
Diese Hoffnungen wurden nur zum Teil erfüllt. 13 Lediglich ein Bruchteil aller 
Mitgliedsstaaten nimmt regelmäßig am Informationsaustausch teil. Darüber 
hinaus sind die eingereichten Informationen in vielen Fällen mehrdeutig oder 
unvollständig. Bei aller Kritik darf man aber nicht vergessen, dass die VBMs 
bis heute die einzige permanente Maßnahme sind, die einen regelmäßigen 
Austausch zwischen den Mitgliedsstaaten erlaubt. 
Während der Dritten Überprüfungskonferenz 1991 wurden jedoch nicht nur 
die VBMs erweitert und verbessert. Mitgliedsstaaten, mit einem wachsenden 
Gefühl der Verunsicherung angesichts der ungeklärten Vorwürfe über fortbe­
stehende Verletzungen des BWÜ, setzten auch eine Ad Hoc Gruppe ein, in 
deren Rahmen Regierungsexperten untersuchen sollten, welche Verifikations­
maßnahmen für das BWÜ in Frage kommen. Die Verifikationsmaßnahmen 
sollten ein hohes Potential haben, verbotene von erlaubten Aktivitäten zu 
unterscheiden, und damit ermöglichen, vertragsverletzende Staaten zu identi­
fizieren.14 Diese Ad Hoc Gruppe ist heute unter dem Namen VEREX be­
kannt. Sie trat 1992 und 1993 viermal zu je zweiwöchigen Sitzungen zusam­
men. Der Abschlußbericht (VEREX 1993) listet eine Reihe von möglichen 
Verifikationsmaßnahmen auf, die von der Kontrolle relevanter Publikationen 
über die Satellitenüberwachung, die Probenentnahme und -analyse bis hin zu 
kontinuierlicher Beobachtung durch unabhängige Inspektoren vor Ort rei­
chen. Im Abschlußbericht wird auch festgestellt, dass keine der Maßnahmen 
für sich allein hundertprozentige Sicherheit garantieren und alle Vertragsver­
letzungen aufdecken könne. Trotzdem war VEREX überzeugt, dass die identi­
fizierten Maßnahmen, wenn kombiniert genutzt, durch erhöhte Transparenz 
das Vertrauen in die Vertragstreue der Mitgliedsstaaten verbessern können. 
Während einer Sonderkonferenz 1994 evaluierten die Mitgliedsstaaten des 
BWÜ den VEREX-Bericht und berieten über das weitere Vorgehen. Sie waren 
überzeugt, dass die Entwicklung eines Kontrollprotokolls für das BWÜ not­
wendig und möglich ist und setzten daher eine neue Ad Hoc Gruppe ein, 
die den Auftrag hat, Maßnahmen zur Stärkung des BWÜ inklusive Verifika­
tionsmaßnahmen zu analysieren, und Vorschläge für ein rechtlich bindendes 
Verifikationsprotokoll zu entwerfen. 

12 Die aktuellen VBM-Formulare sind enthalten in Dritte Überprüfungskonferenz (1992: 25 - 47). 
13 Analysen der VBMs finden sich unter anderem in Chevrier und Hunger 2000, Geißler 1990, 

Geißler 2000 und Hunger 1996. 
14 Das Mandat von VEREX findet sich in Dritte Überprüfungskonferenz 1992: 16. 
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5. 1 Die Ad Hoc Gruppen-Verhandlungen 

Die Ad Hoc Gruppe für die Ausarbeitung eines Protokolls zur Stärkung des 
BWÜ nahm 1995 die Arbeit auf. Neben einem kurzen Vorbereitungstreffen 
im Januar 1995 trafen sich die Diplomaten in Genf bisher zu 24 Verhand­
lungsrunden von je ein bis vier Wochen Dauer. Im folgenden werde ich zu­
erst die Akteure und Themen der Verhandlungen in Genf vorstellen und an­
schließend das Ergebnis der Verhandlungen, den Protokollentwurf zum 
BWÜ und die Reaktionen darauf beschreiben. 

Akteure und Themen 
Die Staaten, die an den Verhandlungen in Genf teilnehmen, werden in drei 
regionale und politische Gruppen eingeteilt: die Gruppe der osteuropäischen 
Staaten (EEG), die Gruppe der nichtpaktgebundenen und anderen Staaten 
(NAM) und die Gruppe der westeuropäischen und anderen Staaten (WEOG). 
China gehört keiner dieser Gruppen an. Diese Gruppeneinteilung hat histori­
sche Wurzeln. In den Verhandlungen in Genf treten diese regionalen Gruppen 
jedoch nur in seltenen Fällen als geschlossene Gruppen auf. Fast alle WEOG­
Staaten nehmen regelmäßig an den Ad Hoc Gruppen-Sitzungen teil. Von den 
Ländern der EEG sind nur etwa ein Drittel und von den NAM-Staaten nur 
etwa ein Fünftel regelmäßig in Genf sind. Insgesamt nehmen nicht einmal 
die Hälfte der 144 Mitgliedsstaaten des BWÜ an den Verhandlungen teil. 
Die wichtigsten Delegationen in der NAM sind Brasilien, Indien, Iran, Kuba, 
Mexiko, Pakistan und Südafrika. China, obwohl nicht Mitglied der NAM, 
unterstützt häufig die Positionen dieser Gruppe. NAM-Delegationen legen 
im allgemeinen besonderen Wert auf den Entwicklungsaspekt des BWÜ. 15 

Diese Delegationen sind besorgt, dass durch die Implementierung von strik­
ten Kontrollmaßnahmen die Technologielücke, die zwischen entwickelten 
und Entwicklungsländern besteht, weiter wachsen könnte. Sie fordern die 
vollständige Implementierung von Artikel X des BWÜ, das heißt sie sprechen 
sich für spezifische Maßnahmen zur Förderung der wissenschaftlichen und 
technischen Kooperation aus, und für Garantien, dass die Implementierung 
des BWÜ und des Protokolls ihre berechtigten Entwicklungsinteressen nicht 
schädigt. Ein Teil der NAM-Staaten und China legt dabei besonderen Wert 
auf die Abschaffung international koordinierter Exportkontrollen, die als 
diskriminierend empfunden werden. In den Augen dieser Staaten stehen sol­
che Exportkontrollen in direktem Widerspruch zu den Bestimmungen von 
Artikel X des BWÜ. Allerdings sind die Verhandlungspositionen innerhalb 

15 Etwa die Hälfte der von Indien eingereichten Arbeitspapiere beschäftigt sich mit der Im­
plementierung von Artikel X des BWÜ. Im Falle Irans ist es ein Drittel aller Arbeitspapiere. 
Artikel X regelt wissenschaftliche und technische Kooperation zwischen Mitgliedsstaaten des 
BWÜ. 
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der NAM nicht einheitlich. So ähneln zum Beispiel die Positionen von Süd­
afrika und Brasilien in vielen Fällen mehr denjenigen von WEOG­
Delegationen als denen anderer NAM-Staaten. 
Die wichtigsten Delegationen in der WEOG sind Australien, die Delegatio­
nen der Europäischen Union, Japan, Neuseeland und die USA. Im allgemei­
nen legen WEOG-Delegationen besonderen Wert auf den Sicherheitsaspekt 
des Protokolls. 16 Der Entwicklungsaspekt spielt in den Augen dieser Delega­
tionen in einem Rüstungskontrollvertrag eine untergeordnete Rolle. Staaten 
der WEOG konzentrieren ihre Anstrengungen daher vor allem auf Maßnah­
men zur Förderung der Vertragstreue wie Deklarationen, regelmäßige vor-Ort­
Inspektionen, und Verdachtsinspektionen im Falle von vermuteten Vertrags­
verletzungen. Exportkontrollen hingegen fallen in den Augen der WEOG in 
die nationale Verantwortung von Staaten. Nach Ansicht dieser Staaten sind 
sie der entscheidende Mechanismus, den Verpflichtungen unter Artikel III 
des BWÜ nachzukommen, welcher fordert, keine waffenrelevanten Materiali­
en an andere Staaten weiterzugeben. 
Starke Interessenunterschiede existieren aber auch innerhalb der WEOG. Der 
folgenreichste dieser Unterschiede besteht zwischen den Delegationen der 
Europäischen Union und der USA. Die EU, insbesondere Großbritannien, 
ist der stärkste Befürworter eines weitreichenden und effektiven Kontrollsy­
stems und hat sowohl Inhalt als auch Tempo der Verhandlungen weitgehend 
bestimmt. Demgegenüber standen die USA dem Konzept der Verifikation des 
BWÜ von Anfang an skeptisch gegenüber. In US-Regierungskreisen ist die 
Ansicht verbreitet, dass das BWÜ auf Grund des starken dual-use-Charakters 
der relevanten Technologien nicht verifizierbar sei. Die USA tendieren daher 
dazu, das Protokoll als Gefährdung ihrer ökonomischen und Sicherheitsin­
teressen zu sehen, da es die biotechnologische Industrie und nationale B­
Schutz- und -verteidigungsprogramme Deklarationen und internationalen 
vor-Ort-Inspektionen unterwirft. Der Schutz der biotechnologischen Indu­
strie bildet den zweiten Grund für unterschiedliche Positionen der WEOG­
Delegationen. Obwohl dieses Thema für alle WEOG-Delegationen, und nicht 
nur für diese, sehr wichtig ist, sind es besonders Deutschland, Japan und die 
USA, die starke Schutzmechanismen für Industrieinteressen verlangen. 
Die EEG ist eine Gruppe, die nicht politisch, sondern nur praktisch-organisa­
torisch eine Einheit bildet. Die Positionen der meisten mitteleuropäischen 
Mitglieder dieser Gruppe ähneln denen der EU. Wichtigste Delegation in 
dieser Gruppe ist Russland, dessen Verhandlungsposition durch die Forderung 
nach klaren Definitionen und objektiven Kriterien für die Implementierung 
des BWÜ und des Protokolls geprägt ist. Demzufolge muss das Protokoll 

16 Etwa drei Viertel der von Großbritannien eingereichten Arbeitspapiere beschäfi:igen sich mit 
Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue. 
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Definitionen solcher Begriffe wie „biologische Waffe", ,,feindseliger Zweck" 
und „biologische Agenzien" enthalten, all dies Begriffe, die in Artikel I des 
BWÜ auftauchen. Die Mehrzahl der Delegationen in der Ad Hoc Gruppe ist 
dagegen der Meinung, dass Definitionen dieser Begriffe, die von der Wort­
wahl im BWÜ abweichen, das BWÜ abwandeln und damit untergraben wür­
den. Sie lehnen daher die Definition dieser Begriffe ab. Russland verlangt au­
ßerdem die Benutzung von Schwellenwerten im Protokoll, wonach Mengen 
von biologischen Agenzien und Toxinen unterhalb eines bestimmten Schwel­
lenwertes legitim und damit nicht hinterfragbar sein sollen. Dieses Konzept 
läuft dem general purpose criterion in Artikel I des BWÜ zuwider, und wird 
daher von nahezu allen Ad Hoc Gruppen-Delegationen abgelehnt. 
Eine wichtige Rolle spielen auch Einzelpersonen. In diese Gruppe der Akteu­
re gehören der Vorsitzende der Verhandlungen, und die ihm zur Seite stehen­
den sogenannten „Freunde des Vorsitzenden" (Friends of the Chair, FOCs), 
die Verhandlungen zu einzelnen Themen leiten. Zunächst waren entsprechend 
dem Mandat der Ad Hoc Gruppe vier solcher FOCs aktiv. Das Mandat der 
Ad Hoc Gruppe gibt neben dem generellen Ziel eines rechtlich verbindli­
chen Kontrollinstruments die folgenden vier zu bearbeitenden Themen vor: 
1. Definition von Begriffen und objektiven Kriterien; 
2. Vertrauens- und transparenzbildende Maßnahmen; 
3. Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue; 
4. Maßnahmen zur Implementierung von Artikel X des BWÜ.17 

Mit der Entwicklung des Protokollentwurfes wurden zunehmend mehr The­
men relevant, z.B. die internationale Organisation zur Implementierung des 
Protokolls, Vertraulichkeitsbestimmungen und rechtliche Aspekte. Die Zahl 
der FOCs hat mit der Zahl der Themen stetig zugenommen. Bild 2 gibt ei­
nen Überblick über die FOCs und die von ihnen bearbeiteten Themen. 
Die meiste Verhandlungszeit, die der Ad Hoc Gruppe zur Verfügung steht, 
wird den Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue gewidmet. Fast ebenso 
viel Verhandlungszeit nutzt die Ad Hoc Gruppe, um den Entwicklungsaspekt 
des Protokolls zu diskutieren. Beide Themen sind stark umstritten. Themen 
wie Vertraulichkeitsbestimmungen, rechtliche Aspekte oder die Organisation 
sind hingegen weniger Gegenstand kontroverser Diskussion; diese Themen 
erfordern ähnliche Bestimmungen wie in anderen Abrüstungs- und Rü­
stungskontrollverträgen, zum Beispiel der Chemiewaffenkonvention oder 
dem Atomteststoppabkommen, und müssen nicht völlig neu verhandelt 
werden. Die Ad Hoc Gruppe nutzt daher nur einen geringen Teil ihrer Ar­
beitszeit für solche Themen. 

17 Das Mandat der Ad Hoc Gruppe findet sich in Sonderkonferenz (1994: 10). 
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Bild 2: FOCs und die von ihnen bearbeiteten Themen 

FOC-Thema 
Staat, dem der gegen- Zeitranm der 
wärtige FOC angehört Aktivitäten 

Definitionen; Listen von 
Agenzien, Toxinen und Aus- Iran Seit Juli 1995 
rüstungen; Schwellenwerte 

Maßnahmen zur Förderung 
Großbritannien Seit Juli 1995 

der Vertragstreue 

Technische Kooperation (Ar-
Brasilien Seit Juli 1995 

tikel X des BWÜ) 

Vertrauens- und transparenz-
Ungarn 

Juli 1995 - September 
bildende Maßnahmen 1996 

Rechtliche Aspekte Australien Seit Juli 1997 

V erd ach tsuntersuchungen Südafrika Seit Juli 1997 

Nationale Implementierung 
Indien Seit September 1997 

und Hilfe 

Organisation Ungarn Seit September 1997 

Vertraulichkeitsbestimmungen Deutschland Seit September 1997 

Präambel Pakistan Seit September 1998 

Sitz der Organisation Japan Seit September 1998 

Allgemeine Bestimmungen Frankreich Seit September 1999 

Deklarationsformate Großbritannien Seit Juli 2000 

Das Ergebnis: Protokollentwurf und Kompromisstext des Vorsitzenden 
Der gegenwärtige offizielle Vertragsentwurf (Ad Hoc Gruppe 2001: Annex A) 
ist 340 Seiten lang und enthält etwa 1500 eckige Klammern. 18 Im Laufe der 
Verhandlungen hat sich die Zahl der eckigen Klammern kontinuierlich ver­
ringert, da die Ad Hoc Gruppe für viele der ursprünglichen Probleme bereits 
Kompromisse finden konnte. Die verbliebenen 1500 eckigen Klammern er­
wiesen sich jedoch als sehr hartnäckig; sie zeigen grundlegende Meinungsdif­
ferenzen an, für die durch themenspezifische Verhandlungen keine Kompro­
misse entwickelt werden können. Um diese Patt-Situation aufzulösen, hat der 
Vorsitzende der Verhandlungen während der 23. Sitzung der Ad Hoc Gruppe 
im April/Mai 2001 einen Kompromisstext (Ad Hoc Gruppe 2001: Annex B) 

18 Eckige Klammern werden benutzt, um Unstimmigkeiten über die genaue Formulierung 
oder über Begriffe und Konzepte anzuzeigen. Die Zahl dieser Klammern ist daher ein Indi­
kator für den Grad der Übereinstimmung; je geringer die Zahl, um so größer die Überein­
stimmung. Die Zahl der Klammern muss aber vorsichtig interpretiert werden. Einerseits ist 
es ein Unterschied, ob ein einzelnes Wort oder aber ein ganzer Absatz in Klammem steht. 
Andererseits können mehrere Klammern das gleiche Problem ausdrücken; wenn sich Staaten 
zum Beispiel nicht über den Namen für eine bestimmte Maßnahme einigen können, so 
taucht der entsprechende Begriff überall, wo er gebraucht wird, in Klammern auf, nicht nur 
an einer Stelle. 
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vorgelegt, in dem er Vorschläge macht, wie die noch bestehenden Meinungs­
unterschiede beigelegt werden können. 
Der Protokollentwurf enthält Bestimmungen, die den Sicherheitsaspekt des 
BWÜ stärken, und Maßnahmen, die den Entwicklungsaspekt des BWÜ stär­
ken. Maßnahmen zur Stärkung des Sicherheitsaspektes lassen sich in zwei 
große Gruppen einteilen: solche, die angewendet werden, wenn der Verdacht 
des Vertragsbruchs besteht; und Routinemaßnahmen, die gesicherte Basisin­
formationen liefern und damit die Offenheit im Bereich ziviler und militäri­
scher biologischer Aktivitäten fördern. Eine Übersicht gibt Bild 3. 

Bild 3: Überblick über die im Protokoll enthaltenen Maßnahmen 
zur Stärkung des Sicherheitsaspektes des BWÜ 

Maßnahmen zur Förderung der Vertragstreue 

N ichtverdach tsmaßnah men Verdachtsmaßnahmen 

Deklarationen Konsultationsprozeduren V erd ach tsinspektionen 

Routinebesuche K larstellu ngsbe suche 

Jeder Mitgliedsstaat des Protokolls muss eine Erstdeklaration einreichen, in 
der er über frühere offensive und defensive biologische Programme berichtet. 
Außerdem müssen jährliche Deklarationen eingereicht werden. Diese fordern 
Informationen über aktuelle B-Schutz- und -verteidigungsprogramme, über 
biologische Hochsicherheitseinrichtungen, über Einrichtungen die bestimmte 
Aktivitäten mit besonders gefährlichen Erregern durchführen, und über Ein­
richtungen, die entweder Impfstoffe produzieren, oder die besonders große 
Produktionskapazitäten besitzen. 19 

Um die Richtigkeit und Vollständigkeit der deklarierten Informationen zu 
garantieren, sieht das zukünftige Protokoll drei verschiedene Arten von vor­
Ort-Besuchen vor. Routinebesuche dienen der stichprobenartigen Überprü­
fung der Deklarationen. Klarstellungsbesuche werden durchgeführt, wenn es 
Unklarheiten in den Deklarationen auszuräumen gilt, oder wenn Staaten die 
Vermutung haben, dass andere Staaten eine deklarationspflichtige Einrich­
tung nicht gemeldet haben. Und schließlich können Staaten Besuche anfor-

19 Weiterführende Informationen zu Deklarationen u.a. in Federation of American Scientists 
(1998a) und Pearson (1997a). 
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dem, um Hilfe bei der Erfüllung ihrer Deklarationspflichten zu erhalten.20 

Die dermaßen gesicherten Informationen aus Deklarationen gehen dann in 
die Bewertung der Vertragstreue der Mitgliedsstaaten ein. 
Sollte der Verdacht aufkommen, dass das BWÜ verletzt wird, so hat ein Staat 
zwei Möglichkeiten, diesen Verdacht auszuräumen. Er kann entweder den 
politisch weniger kostspieligen Weg der Klarstellung gehen, in dem durch 
den Austausch von Fragen und Erklärungen Probleme gelöst werden können. 
Im Fall eines schwerwiegenden Verdachtes, dass ein Mitgliedsstaat des BWÜ 
B1W entwickelt, produziert oder eingesetzt hat, kann ein Staat eine Ver­
dachtsinspektion beantragen. 
Verdachtsinspektionen sind einer der wenigen Bereiche des Protokolls, über 
die es von Anfang an generelle Einigkeit gab. Sie stellen sofortige vor-Ort­
Inspektionen dar, bei denen der inspizierte Staat so gut wie keine Vorwarnung 
erhält. Inspektionen können entweder in einem bestimmten Areal beantragt 
werden, wenn der Verdacht besteht, dass B1W eingesetzt wurden, oder in ei­
ner bestimmten Einrichtung, wenn der Verdacht besteht, dass dort B1W 
entwickelt oder produziert werden.21 

Maßnahmen zur Stärkung des Entwicklungsaspektes des BWÜ lassen sich 
ebenfalls in zwei Gruppen einteilen. Auf der einen Seite finden sich detaillier­
te Bestimmungen zur Förderung der technischen und wissenschaftlichen Ko­
operation. Auf der anderen Seite stehen Bestimmungen zur Regelung der 
Weitergabe von waffenrelevanten Agenzien und Materialien. Spezifische Maß­
nahmen für technische und wissenschaftliche Kooperation sind eine Grund­
voraussetzung für die Zustimmung der NAM-Staaten zum Protokoll, wäh­
rend WEOG-Delegationen das Protokoll vornehmlich als einen Sicherheits­
vertrag betrachten, und Entwicklungsaspekte höchstens am Rande behandeln 
wollen. Einigkeit bestand in der Ad Hoc Gruppe lediglich darüber, dass Mit­
gliedsstaaten Hilfe bei der Implementierung des Protokolls erhalten sollen, 
z.B. beim Sammeln deklarationsrelevanter Informationen und dem Aufbau der 
nationalen Behörde. Kein anderer Rüstungskontroll- und Abrüstungsvertrag 
enthält ähnlich detaillierte Bestimmungen wie das Protokoll zum BWÜ in 
Bezug auf wissenschaftliche und technische Kooperation. So wird es z.B. ei­
nen ständigen Kooperationsrat geben, der die Implementierung der Koopera­
tionsbestimmungen überwacht, und Empfehlungen zur Verbesserung abgibt. 
Bestimmungen zur Nichtweitergabe waffenrelevanter Agenzien und Materia­
lien und zur Regelung von Exportkontrollen sind weniger ausführlich gere­
gelt. WEOG-Staaten vertreten die Position, dass Exportkontrollen allein in 

20 Weiterführende Informationen zu vor-Ort-Besuchen u.a. in Federation of American Scien­
tists (1998c), MacEachin (1998) und Pearson (1997c). 

21 Weiterführende Informationen zu Verdachtsinspektionen u.a. in Kenyon (1998), Tucker 
(1997) und Pearson (19976). 
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nationaler Verantwortung liegen, und dass es Staaten freistehen muss, diese 
nationalen Exportkontrollen mit denen anderer Staaten zu koordinieren, wie 
das z.B. in der Australiengruppe geschieht. Viele NAM-Staaten, obwohl auch 
sie häufig Exportkontrollen implementieren, sind verärgert über die in ihren 
Augen einseitige und ungerechte Exportverweigerung. Die Diskussion in der 
Ad Hoc Gruppe hat sich daher in letzter Zeit nicht so sehr um Exportkon­
trollen als solches gedreht, sondern vielmehr um die Möglichkeit, Unstim­
migkeiten über Exportverweigerungen zu klären. 
Das Protokoll verpflichtet Staaten, nationale Gesetze zu verabschieden, die 
die Weitergabe waffenrelevanter Agenzien und Materialien regeln. Staaten 
müssen weiterhin den Export bestimmter Ausrüstungen (z.B. Fermentoren 
mit mehr als 100 Litern Fassungsvermögen, die für die Nutzung in biologi­
schen Hochsicherheitseinrichtungen vorgesehen sind) jährlich melden, und 
bestimmte Richtlinien bei Exporten einhalten. Außerdem sind zwischenstaat­
liche Konsultationen und die Überprüfung der relevanten Bestimmungen im 
Protokolltext vorgeschrieben. Um das Protokoll effektiv umzusetzen, ist ne­
ben verschiedenen rechtlichen Regelungen der Aufbau einer internationalen 
Organisation mit etwa 250 Mitarbeitern vorgesehen. Diese Organisation ist 
insbesondere für die Archivierung, Analyse und Verteilung der Deklarationen, 
die Durchführung der vor-Ort-Besuche und Verdachtsinspektionen sowie die 
technischen Kooperationsmaßnahmen zuständig.22 

5.2 Die Blockierung der Ad Hoc Gruppe 

Nachdem der Kompromisstext des Verhandlungsvorsitzenden bereits vier 
Monate auf dem Tisch lag und von der Ad Hoc Gruppe weitgehend als Basis 
für die endgültige Einigung akzeptiert wurde, gab die US-amerikanische De­
legation am 25. Juli 2001 die Erklärung ab, dass der ausgearbeitete Protokoll­
entwurf nicht zu einer Stärkung des BWÜ führen würde und die USA diesen 
Entwurf daher nicht unterstützen könnten, dass das den Verhandlungen zu 
Grunde liegende Konzept ein falsches sei und keinerlei Änderung des Textes 
das Ergebnis der Verhandlungen für die USA akzeptabel machen könne (Mah­
ley 2001). Nicht erklärt wurde von der US-amerikanischen Delegation, warum 
diese offensichtlich seit längerem bestehenden Bedenken nicht klar und deut­
lich während der Verhandlungsjahre ausgedrückt und bearbeitet wurden. 
Nach der Ablehnung des Protokollentwurfs durch die USA ging eine Welle 
diplomatischen Bedauerns durch den Genfer Verhandlungssaal. Was aller­
dings ausblieb, war ein kollektiver Aufschrei der Empörung. Statt dessen 
bröckelte die Unterstützung für eine schnellstmögliche Beendigung der Ver-

22 Weiterführende Informationen zur Organisation u.a. in Federation of American Scientists 
(1998b) und Pearson (1998). 
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handlungen, wofür es mehrere Gründe gab. Es machte sich besonders 
schmerzlich bemerkbar, dass die Ad Hoc Gruppe während ihrer gesamten 
Geschichte wenig politische Beachtung gefunden hatte. Die Verhandlungen 
waren weitgehend technischen Experten überlassen worden, mit dem Ergeb­
nis, dass verhältnismäßig wenig politischer Druck bestand, sie zügig zu Ende 
zu bringen. Außerdem gab es keinen Staat und keine Gruppe von Staaten, 
der/ die den Abschluss des Protokolls zur Priorität des außenpolitischen En­
gagements gemacht hatte. Der stärkste Befürworter des Protokolls, die EU, 
wandte sich nicht gegen ihren stärksten Alliierten, die USA, um im Allein­
gang das Protokoll zum Abschluss zu bringen. Andere wichtige Staaten wie 
China und Russland brachten ebenfalls keine starke Unterstützung für das 
Protokoll zum Ausdruck. 
Die Ad Hoc Gruppe zerfiel endgültig in der Nacht vom 17. zum 18. August 
2001, dem letzten Tag der letzten Verhandlungsrunde, als sich die Delegier­
ten nicht einmal mehr darauf einigen konnten, einen kurzen Arbeitsbericht 
an die 5. Überprüfungskonferenz zu schicken. 
Zusammen mit der Ablehnung der Verhandlungsergebnisse versprachen die 
USA, Alternativvorschläge zu unterbreiten. Diese Vorschläge wurden nach 
Monaten gespannten Wartens am 1. November 2001 öffentlich gemacht. US­
Präsident Bush charakterisierte in einer kurzen Rede an diesem Tag die Stär­
kung des BWÜ als Teil einer umfassenden Strategie gegen Massenvernich­
tungswaffen und Terrorismus und forderte die Staaten auf, Maßnahmen in 
drei Bereichen umzusetzen: 1) nationale rechtliche Umsetzung der Verbote 
des BWÜ, insbesondere die Kriminalisierung von Beschaffung und Einsatz 
biologischer Waffen, die Implementierung umfassender Sicherheitsstandards 
für Lagerung und Handhabung gefährlicher Erreger, strikte Kontrollen risi­
kobehafi:eter biologischer Experimente und die Entwicklung eines Ehrenko­
dex für Biowissenschaftler, ähnlich dem hippokratischen Eid der Ärzte; 2) in­
ternationale Mechanismen für die Untersuchung von Vertragsverletzungen, 
insbesondere die Untersuchung auffalliger und ungewöhnlicher Krankheits­
ausbrüche unter Hoheit der Vereinten Nationen; vermutet ein Staat, dass in 
einem anderen Staat biologische Waffen entwickelt oder produziert werden, 
sollen Informationsaustausch und Besuche in gegenseitigem Einverständnis 
Klärung bringen; und 3) Hilfe für Opfer und internationale technische Ko­
operation, insbesondere die Implementierung strikter Standards biologischer 
Sicherheit, die generelle Überwachung und Eindämmung von Epidemien 
und schnelle internationale Hilfe im Falle schwerer Krankheitsausbrüche (US 
Department of State 2001). 
Keiner der US-amerikanischen Vorschläge ist wirklich neu. Nach mehr als 
zehn Jahren des Nachdenkens über mögliche Stärkungsmechanismen für das 
BWÜ ist das nicht überraschend. Die eine Hälfte der Vorschläge ist bereits 
im abgelehnten Protokollentwurf enthalten. Die andere Hälfte der Vorschläge 
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erinnert an Vereinbarungen, die bereits 1996, 1991 und 1986 von Staaten po­
litisch bindend beschlossen, aber nie umfassend umgesetzt wurden, da keine 
spezialisierte internationale Organisation existiert, die solche Vereinbarungen 
koordiniert, die Umsetzung fördert und kontrolliert, und gegebenenfalls 
Sanktionen verhängen kann. Wirklich neu an den amerikanischen Vorschlä­
gen ist allein die politische Stoßrichtung: als Ersatz für rechtlich bindende 
multilaterale Verträge werden nationale Maßnahmen und Bestrafungsmecha­
nismen verlangt. 
Die Zukunft der Ad Hoc Gruppe, und noch allgemeiner die Zukunft multi­
lateraler, rechtlich bindender Mechanismen zur Kontrolle des BW-Verbotes, 
bildete das umstrittenste Thema während der 5. Überprüfungskonferenz, die 
vom 9. November bis zum 7. Dezember 2001 in Genf stattfand. Das Thema 
war so kontrovers, dass es während der drei Verhandlungswochen nur in in­
formellen Kleingruppen diskutiert wurde. Am letzten Tag, zwei Stunden vor 
Konferenzende, unterbreiteten die USA den Vorschlag, die Ad Hoc Gruppe 
aufzulösen und damit die Ergebnisse der siebenjährigen Verhandlungen zu 
vernichten. Diese explizite Forderung nach Auflösung der Ad Hoc-Gruppe 
torpedierte das bis dahin bestehende stille Einverständnis, die Zukunft der 
Ad Hoc Gruppe bis auf weiteres offen zu lassen und zu einem späteren Zeit­
punkt zu entscheiden, in welcher Form Verhandlungen weitergeführt werden 
können. Die versammelten Staatenvertreter reagierten, jenseits der diplomati­
schen Gepflogenheiten, mit Empörung auf die US-amerikanische Forderung. 
Nur der diplomatische Trick der Vertagung bewahrte die Konferenz vor dem 
Scheitern. Der zweite Teil der 5. Überprüfungskonferenz wird nun vom 11. -
22. November 2002 stattfinden. 

6. Perspektiven des BW-Verbots 

Da die Gefahr, die von BW ausgeht, gebannt werden muss, bleibt eine der 
wichtigsten Aufgaben, das im BWÜ festgeschriebene vollständige BW-Verbot 
zu schützen und seine Einhaltung zu verbessern. Eine langfristig wirksame 
Strategie hätte mehrere Bedingungen zu erfüllen. 
Erstens müsste Prävention im Vordergrund der Anstrengungen stehen. Es ist 
besser, BW-relevante zivile Aktivitäten der internationalen Kontrolle zu un­
terwerfen und so die Entwicklung von BW unwahrscheinlich zu machen, als 
nach einem BW-Einsatz die Schuldigen zu bestrafen. 
Zweitens müssten Kontrollbemühungen multilateral angelegt sein. BW­
relevante Technologien existieren nicht nur in einigen wenigen Staaten, son­
dern sind schon heute weit verbreitet. In Zukunft werden diese Technologien 
weltweit zur Verfügung stehen. 
Drittens müssten die multilateralen Vereinbarungen rechtlich bindend nie­
dergelegt werden. Es ist besser, den schwierigen Weg internationaler Verhand-
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lungen jetzt zu Ende zu gehen und ein Kontrollsystem zum BWÜ auszuhan­
deln, als in Zukunft mit der Situation konfrontiert zu sein, dass Staaten sich 
aus nur politisch vereinbarten Übereinkünften zurückziehen, weil es ihrem 
kurzfristigem Interesse dient. 
In der derzeitigen Situation, in der das absolute BW-Verbot zunehmend in 
Gefahr ist, wären zwei Dinge notwendig. 
Erstens müsste die umfassende Gültigkeit des BW-Verbotes bestätigt werden. 
Da jegliche nicht-friedliche Nutzung biologischer Agenzien verboten ist, sind 
Ausnahmen gleich welcher Art, z.B. für polizeiliche Maßnahmen wie Dro­
genbekämpfung mit Hilfe von Pilzen, nicht zulässig. Solche Ausnahmen 
würden automatisch das umfassende BW-Verbot in Frage stellen. Die nächste 
Gelegenheit, das umfassende BW-Verbot zu bestätigen, bietet sich für Staaten 
während des zweiten Teils der 5. Überprüfungskonferenz des BWÜ im No­
vember diesen Jahres in Genf. 
Zweitens müsste das BWÜ so bald als möglich durch die Verabschiedung ei­
nes rechtlich bindenden, multilateralen Mechanismus gestärkt werden. Dieser 
Weg erfordert wegen des momentanen Widerstands der USA verstärkte intel­
lektuelle, politische und finanzielle Ressourcen, sowie Durchhaltevermögen 
und Geduld. Staaten müssten den Entwurf eines Protokolls zum BWÜ und 
die Alternativvorschläge der USA einer erneuten kritischen Prüfung unterzie­
hen und die Effektivität der einzelnen Elemente in Versuchen testen. Bestä­
tigt sich dann erneut, dass eine kritische Masse von Staaten die Verabschie­
dung eines Protokolls befürworten, so sollte die internationale Gemeinschaft 
auch gegen den Widerstand der USA einen solchen Vertrag verabschieden. 
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